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A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Rechtspolitische Ausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU 

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der SPD, der LINKEN und 
der FDP, den Entschließungsantrag anzunehmen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Entschließungsantrag war dem Rechtspolitischen Ausschuss, federführend, 

und dem Sozial- und Integrationspolitischen Ausschuss, beteiligt, am 16. Januar 
2018 vom Präsidenten überwiesen worden. 

 
 2. Der Sozial- und Integrationspolitische Ausschuss hat sich in seiner Sitzung am 

18. Januar 2018 mit dem Entschließungsantrag befasst und dem Rechtspolitischen 
Ausschuss vorgeschlagen, dem Plenum die Annahme des Entschließungsantrags zu 
empfehlen. 

 
 3. Der Rechtspolitische Ausschuss hat den Entschließungsantrag in seiner Sitzung am 

7. Februar 2018 behandelt und ist dem Vorschlag des beteiligten Sozial- und Inte-
grationspolitischen Ausschusses gefolgt. 

 
 
Wiesbaden, 7. Februar 2018  
  
Berichterstatter: 
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Ausschussvorsitzender: 
Christian Heinz 
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